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1.  In der gesetzlichen Unfallversicherung sind Beitragsbescheide (§ 168 SGB VII) rechts-

widrig, wenn dem Unternehmen nicht zuvor ein Veranlagungsbescheid (§ 159 Abs. 1 
SGB VII) zugegangen ist.  

 
2.  Die Beweislast für den Zugang des Veranlagungsbescheids trägt der Unfallver-

sicherungsträger. Bei der Anwendung des § 37 Abs. 2, Satz 2, 2. Halbsatz SGB X sind 
keine "berechtigten" Zweifel bzw. ist kein "substantiiertes Bestreiten" zu fordern. 

 

§§ 168 Abs. 1, 159 Abs. 1 SGB VII, § 37 SGB X 
 
Urteil des LSG Baden-Württemberg vom 30.08.2007 – L 6 U 1140/06 –  
Bestätigung des Urteils des SG Heilbronn vom 31.10.2006 - S 6 U 3278/02 -  
 
Zutreffend habe das BSG - so hier das LSG Baden-Württemberg -  in seiner Entscheidung 
vom 12.12.1985 (2 R U 45/84) ausgeführt, die durch die Satzung - den Gefahrtarif - der 
Träger der gewerblichen Unfallversicherung geschaffene Konstante für die Beitrags-
berechnung werde zwischen der Berufsgenossenschaft und dem einzelnen Unternehmen 
nicht schon infolge der Beschlussfassung in der Vertreterversammlung, sondern vielmehr 
erst infolge der vorgeschriebenen Veranlagung zur Gefahrklasse wirksam. Dies bedeute, 
dass die im Gefahrtarif für die Tarifzeit enthaltene abstrakte Regelung durch den 
Veranlagungsbescheid, der dem einzelnen Unternehmen erteilt werde, seine konkrete 
Gestalt erhalte und dass die verbindliche Veranlagung zur Gefahrklasse bei der 
Beitragsberechnung einerseits von der Berufsgenossenschaft berücksichtigt werden 
müsse und andererseits von dem Unternehmen nicht mehr in Frage gestellt werden 
könne; denn insoweit werde durch die Veranlagung auf Zeit - Tarifzeit - Klarheit 
geschaffen. Diese Grundsätze, die das BSG zum Recht der Reichsversicherungsordnung 
(RVO) aufgestellt habe, würden ebenso für die Rechtslage nach In-Kraft-Treten des SGB 
VII am 01.01.1997 gelten, weil das Verhältnis von Veranlagungsbescheid und Beitrags-
bescheid (§ 159 Abs. 1, § 168 Abs. 1 SGB VII) heute kein anderes sei als unter der 
Geltung der Reichsversicherungsordnung (vergleiche insoweit §§ 734 Abs. 1 und 746 Abs. 
1 RVO). 
 
Im vorliegenden Fall sei schon nicht nachgewiesen, dass für die Tarifzeit ein Veran-
lagungsbescheid gefertigt worden sei und welchen Inhalt er gegebenenfalls gehabt habe. 
Ein solcher Bescheid befinde sich nämlich weder in den in Papierform geführten 
Verwaltungsakten der beklagten BG, noch habe er aus der elektronisch geführten Akte 
reproduziert werden können. Ebenso wenig habe die BG eine Bekanntgabe des 
behaupteten Veranlagungsbescheids nachweisen können (wird ausgeführt). 
 
Selbst wenn man die Aufgabe zur Post als nachgewiesen ansehen wollte, wäre der 
Zugang eines Veranlagungsbescheids im Machtbereich des Mitgliedsunternehmens vor-
liegend nicht nachgewiesen. Die Vermutung des § 37 Abs. 2 Satz 1 SGB X komme jeden-
falls deshalb nicht zum Tragen, weil im Sinne des § 37 Abs. 2 Satz 2, 2. Halbs. SGB X 
Zweifel am Zugang des Veranlagungsbescheids bestünden. In Literatur und Rechts-
sprechung sei umstritten, ob bei dem behaupteten Nichtzugang im Sinne des § 37 Abs. 2 
Satz 2 SGB X das bloße bzw. pauschale Bestreiten des Zugangs ausreiche, um Zweifel 
zu wecken, oder ob es sich um einen „berechtigten Zweifel“ handeln oder ob der Adressat 
den Zugang substantiiert bestreiten müsse. Nach Auffassung des Senats könne bei 
behauptetem Nichtzugang kein substantiiertes Bestreiten verlangt werden, weil man damit 
dem Adressaten eines Verwaltungsakts etwas ihm tatsächlich Unmögliches zumute, 
nämlich etwas Konkretes dafür darzulegen, dass etwas nicht geschehen sei. Wer einen 
Brief nicht erhalte, habe keinerlei Möglichkeiten, über das Bestreiten des Zugangs hinaus 
darzutun, dass er ihn nicht erhalten habe. Schließlich sei auch zu beachten, dass das 
mögliche Ziel seitens der Verwaltung, zur Vereinfachung und Kosteneinsparung möglichst 
weitgehend auf förmliche Zustellungen zu verzichten, nicht zu einer hierdurch ent-
stehenden Verschlechterung der Rechtsverfolgung auf Seiten des Empfängers führen 
dürfe.   
 
Das Landessozialgerichts Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 30.08.2007 
 – L 6 U 1140/06 –  
wie folgt entschieden: 
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Tatbestand 
 
Im Streit stehen die für die Jahre 1999 bis 2004 erhobenen Beiträge nebst Säumniszu-
schlägen zur gesetzlichen Unfallversicherung und dabei insbesondere, ob der zugrunde 
liegende Veranlagungsbescheid für diesen Zeitraum zugegangen ist.  
 
Die Klägerin, mittlerweile in Liquidation, betreibt in der Rechtsform einer GmbH ein Bauun-
ternehmen. Sie ist Mitglied der Beklagten.  
 
Zuletzt hatte die Beklagte die Gefahrtarife mit Wirkung zum 1. Januar 1993 und 1. Januar 
1999 erlassen. Die Beklagte hatte von der Klägerin Beiträge aufgrund der Tarifstelle 01 
(Hochbau aller Art) mit der Gefahrklasse 8,5, der Tarifstelle 10 (Büroreinigungspersonal; 
nur Betriebsangehörige) mit der Gefahrklasse 2,5 und der Tarifstelle 11 (kaufmännisches, 
technisches Personal) mit der Gefahrklasse 1,0 Beiträge erhoben. Veranlagungsbeschei-
de für die Gefahrtarife ab 1. Januar 1993 und 1. Januar 1999 befinden sich nicht bei den 
Akten. 
 
Mit Bescheid vom 20.04.1999 erhob die Beklagte den Beitrag für das Jahr 1998 und den 
Beitragsvorschuss für das Jahr 1999. Aus einem Aktenvermerk über eine am 15.06.1999 
durchgeführte Betriebsprüfung geht hervor, dass die Klägerin Lohnsummen für Bau-
schlosserarbeiten und Güterfernverkehrtätigkeiten nicht gemeldet habe. Deswegen forder-
te die Beklagte mit Bescheid vom 21.06.1999, zugestellt mit Postzustellungsurkunde 
(PZU), Beiträge für die Jahre 1994 bis 1997 nach. Die Klägerin erhob Widerspruch und 
fügte "berichtigte" Lohnnachweise für die Jahre 1994 bis 1998 bei. Mit Bescheid vom 
15.07.1999 (PZU) erließ die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 20.04.1999 
einen neuen Beitragsbescheid für das Jahr 1998, verbunden mit einem Beitragsvorschuss 
für das Jahr 1999. Die Klägerin erhob erneut Widerspruch mit der Begründung, da sich die 
Unernehmenszweige doch sehr unterschiedlich in der Bedeutung der Gefahrklasse dar-
stellten, frage sich, wer diese Bewertung vornehmen dürfte. Ein Aktenvermerk vom 
01.10.1999 notiert nach internen Rücksprachen bei der Beklagten, dass sich "an der Ver-
anlagung der Klägerin für die Vergangenheit" nichts ändere.  
 
Mit zwei Bescheiden vom 10.01.2000 verlangte die Beklagte Säumniszuschläge für die 
Jahre 1998 und 1999 in Höhe von 26 DM bzw. 11.526 DM. Mit Schreiben vom 12.01.2000 
teilte die Beklagte der Klägerin mit, "eine Berichtigung der Veranlagung rückwirkend für 
den Prüfungszeitraum (Jahre 1994 bis 1998)" sei nicht möglich. Es verbleibe "somit bei 
den anlässlich der Lohnbuchprüfung vom 15.06.1999 gemachten Feststellungen". Die 
Klägerin antwortete mit Schreiben vom 24.01.2000, sie erhalte ihre Rechtsbehelfe auf-
recht. Zur Begründung schrieb sie u. a. wörtlich: "Der Berufsgenossenschaft ist ( ...) eine 
Beratungs- und Offenlegungspflicht erteilt worden ( ...). Das beinhaltet auch, dass den 
Zwangsmitgliedern die Gefahrtarife sowie die sämtl. dazu gehörigen Rechts- und Erfas-
sungsmittel offengelegt werden. Aus diesem Grund beziehen wir uns gemäß SGB VII § 
160 Abs. 2, dass die Veranlagung zu einer zu hohen Gefahrenklasse vom Unternehmer 
nicht zu vertreten ist. Daher sind Berichtigungen bzw. Änderungen rückwirkend zu gestat-
ten und Bescheide aufzuheben." Die Klägerin erhob am 08.02.2000 Widerspruch gegen 
die Säumniszuschlagsbescheide vom 10.01.2000. Mit Schreiben vom 02.03.2000 wandte 
sich die Klägerin erneut an die Beklagte und monierte unter der Überschrift "Änderung der 
Veranlagung", dass ihr erst jetzt Gefahrtarife zugegangen seien. Diese seien unrichtig. 
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Mit Widerspruchsbescheid vom 25.07.2000 wies die Beklagte die Widersprüche gegen die 
Beitragsbescheide vom 21.06.1999 und 15.07.1999, die Säumniszuschlagsbescheide vom 
10.01.2000 und den Ablehnungsbescheid vom 12.01.2000 zurück. Zur Begründung wurde 
ausgeführt, der Unfallversicherungsträger veranlage die Unternehmen für die Tarifzeit 
nach dem Gefahrtarif zu den Gefahrklassen. Träten in den Unternehmen Änderungen ein, 
hebe der Unfallversicherungsträger den Veranlagungsbescheid mit Beginn des Monats 
auf, der der Änderungsmitteilung durch die Unternehmer folge. Die Klägerin habe die Be-
klagte erst im September 1999 davon informiert, dass eine Änderung eingetreten sei. Un-
beschadet des Ergebnisses der insoweit noch nicht abgeschlossenen Prüfung könne eine 
Aufhebung der seit 1. Januar 1993 bestehenden Veranlagung hiernach frühestens zum 1. 
Oktober 1999 erfolgen. Die angefochtenen Bescheide seien danach nicht zu beanstanden, 
weil sie die Geschäftsjahre 1994 bis 1998 und damit frühere Zeiten beträfen. Die Forde-
rung der Beklagten umfasste Nachberechnungen für die Jahre 1994 bis 1997 in Höhe von 
126.681,31 DM, eine Nachzahlung für 1998 in Höhe von 41.761,71 DM und die Säumnis-
zuschläge von 26 DM und 11.526 DM, insgesamt 179.995,02 DM (= 92.029,99 EUR).  
 
Die Klägerin wandte sich mit Schreiben vom 28.08.2000 unter Bezugnahme auf den Wi-
derspruchsbescheid an die Beklagte und machte Verfahrensfehler der Beklagten bei Er-
lass der Bescheide geltend. Dieses Schreiben wurde von der Beklagten als Klage gewer-
tet und an das Sozialgericht Heilbronn (SG) gesandt. Am 09.11.2000 teilte die Klägerin 
dem SG mit, dass sie keine Klage habe erheben wollen, weil sie die Bescheide ohnehin 
für nichtig halte. Die Klage (Aktenzeichen S 6 U 2384/00) werde zurückgenommen.  
 
Zwischenzeitlich hatte die Beklagte mit Bescheid vom 18.04.2000 den Beitrag für das Jahr 
1999 in Höhe von 83.199,38 DM verlangt und den Beitragsvorschuss für das Jahr 2000 in 
Höhe von 72.820 DM festgesetzt. Die Klägerin erhob Widerspruch und erklärte, "die be-
reits 1999 beanstandeten Veranlagungen sind ( ...) erneut nicht berücksichtigt worden 
bzw. zur Ausführung gelangt". Die Veranlagung für das Jahr 1999 entspreche nicht der 
von ihr abgegebenen Meldung, der Beitragsbescheid sei daher unrichtig. Mit Bescheid 
vom 16.01.2001 (nicht in den Verwaltungsakten, vgl. Bl. 6 SG-Akte) verlangte die Beklagte 
Säumniszuschläge für das Jahr 2000 in Höhe von 26.038 DM. Mit Bescheid vom 
20.04.2001 (PZU) erhob die Beklagte den Beitrag für das Jahr 2000 in Höhe von 
86.238,59 DM und setzte den Beitragsvorschuss für das Jahr 2001 in Höhe von 75.372 
DM fest. Gegen den Bescheid vom 20.04.2001 erhob die Klägerin am 04.05.2001 Wider-
spruch. Mit Bescheid vom 16.01.2002 erhob die Beklagte einen Säumniszuschlag für das 
Jahr 2001 in Höhe von 10.584,50 DM. Hiergegen erhob die Klägerin am 15.02.2002 Wi-
derspruch. Mit Bescheid vom 22.04.2002 (nicht in den Verwaltungsakten, vgl. Bl. 11 der 
SG-Akte) erhob die Beklagte den Beitrag für das Jahr 2001 in Höhe von 45.179,64 EUR 
und den Beitragsvorschuss für das Jahr 2002 in Höhe von 41.383 EUR. Mit Wider-
spruchsbescheid vom 12.11.2002 wies die Beklagte die Widersprüche gegen die Beschei-
de vom 18.04.2000, 16.01.2001, 20.04.2001, 16.01.2002 und 22.04.2002 zurück. Zur Be-
gründung wurde ausgeführt, eine neue Veranlagung der Klägerin sei nicht möglich, da "die 
Änderungen in den Unternehmen nicht eingetreten" seien.  
 
Hiergegen erhob die Klägerin am 13.12.2002 Klage zum SG. Sie trug vor, die Beklagte 
habe unzutreffende Gefahrentarife angesetzt. Weiter würden in unzulässiger Weise Bei-
träge auf Lohnsummen erhoben, für welche die Beklagte keinen Versicherungsschutz bie-
te und leiste. Die Beklagte habe sie mit den angegriffenen Bescheiden in die höchste Ge-
fahrenklasse eingestuft. Dies sei nicht gerechtfertigt. Sie, die Klägerin, beschäftige viele 
Mitarbeiter mit Arbeiten, die für ein "normales" Bauunternehmen atypisch seien, so mit 
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Bodenbelagsarbeiten, in der eigenen Schlosserei, in der Verpackung, Produktfertigung, im 
Lager, und in der Arbeitsvorbereitung. Hierfür seien die Gefahrklassen von 4,0 und 2,5 
(Lager) angemessen, für die Auszubildenden die Gefahrklasse 3,0.  
 
Die Beklagte entgegnete, die Veranlagung des Unternehmens erfolge nach dem seit dem 
01.01.1999 gültigen Gefahrtarif. Nachdem die Veranlagung streitig geworden sei, habe sie 
die Betriebsverhältnisse vor Ort geprüft und festgestellt, dass die gültige Veranlagung den 
Verhältnissen auch tatsächlich entspreche. Eine zusätzliche Veranlagung zu den Gewer-
bezweigen "Bodenbelagsarbeiten", "Verputzerarbeiten", "Bau von Fertigteilbauwerken" 
und "Lager/Arbeits¬vorbereitung" sei nicht möglich, weil es sich dabei lediglich um Hilfstä-
tigkeiten handle.  
 
Mit Bescheid vom 22.04.2003 (dieser und alle weiteren Bescheide befinden sich nicht in 
den dem Senat vorgelegten Verwaltungsakten, sondern wurden als Kopie im sozialgericht-
lichen Verfahren eingereicht) erhob die Beklagte den Beitrag für das Jahr 2002 in Höhe 
von 48.967,87 EUR und den Beitragsvorschuss für das Jahr 2003 in Höhe von 39.363 
EUR. Mit den Bescheiden vom 26.09.2003 berechnete die Beklagte die Säumniszuschlä-
ge für die Jahre 2000 und 2001 mit 25.463 DM und 10.566,50 EUR neu. Mit Bescheid vom 
21.01.2004 erhob die Beklagte einen Säumniszuschlag für das Jahr 2003 in Höhe von 
4.350 EUR. Mit Bescheid vom 21.04.2004 verlangte die Beklagte den Beitrag für das Jahr 
2003 in Höhe von 39.971,04 EUR und den Beitragsvorschuss für das Jahr 2004 in Höhe 
von 34.072 EUR.  
 
Im Rahmen der mündlichen Verhandlung vor dem SG vom 25.02.2005 wies der Vorsit-
zende darauf hin, dass sich ein Veranlagungsbescheid weder für den Gefahrtarif ab 1. 
Januar 1993 noch für den Gefahrtarif ab 1. Januar 1999 in den Akten befinde. Die Beklag-
tenvertreterin erklärte, sie könne diese Bescheide nachreichen. Die Klägerin teilte schrift-
sätzlich mit, sie habe zwischenzeitlich ihre Unterlagen noch einmal vollständig überprüft. 
Ihr seien niemals Veranlagungsbescheide, weder für den Gefahrtarif ab 1. Januar 1993 
noch für den Gefahrtarif ab 1. Januar 1999, zugegangen. Wenn sich in der beim SG vor-
gelegten Akte der Beklagten solche Veranlagungsbescheide nicht befänden, könne es 
solche auch nicht geben. Außerdem ziehe es sich wie ein roter Faden durch die Akte der 
Beklagten, dass sie, die Klägerin, sich seit jeher gegen die Einstufung in die Gefahrtarife 
zur Wehr gesetzt habe und seit Jahren gegen jeden Bescheid Widerspruch einlege, ins-
besondere mit der Begründung, dass die den Beitragsbescheiden zugrunde liegenden 
Gefahrklassen falsch seien. Bei dieser Sachlage sei es grotesk anzunehmen, sie habe 
sich gegen die Ursache der falschen Einstufung, nämlich die Veranlagungsbescheide, 
nicht zur Wehr gesetzt, wenn sie tatsächlich Veranlagungsbescheide erhalten hätte.  
 
Die Beklagte legte den Veranlagungsbescheid vom 30.12.1992 für den Gefahrtarif ab 1. 
Januar 1993 vor. Sie fügte eine Liste bei, die überschrieben ist mit "Mitgliedsnummern al-
ler verschickten Bescheide, Anzahl: 22318" und in welcher die Zahl 3824855 unterstrichen 
ist. Weiter beigefügt wurde eine mit "Zustellungsnachweis" überschriebene Erklärung der 
B. H. Versandservice GmbH vom 23.12.1998, in welcher bestätigt wird, "dass die von der 
Württ. Bau-Berufsgenossenschaft zum Versand in Auftrag gegebenen Veranlagungsbe-
scheide vom 21.12.1998 vollständig und ordnungsgemäß einkuvertiert und frankiert beim 
Postamt 71272 Renningen am 23.12.1998 aufgegeben wurden". Die Beklagte führte aus, 
aus diesen Unterlagen gehe für sie eindeutig hervor, dass der Veranlagungsbescheid vom 
21.12.1998 für die ab 1. Januar 1999 beginnende (und bis zum 31. Dezember 2004 rei-
chende) Gefahrtarifperiode an die Klägerin verschickt worden sei. Ein Aktenexemplar ha-
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be man nicht ausgedruckt, weil die Beklagte ihre Akten auch elektronisch führe. Eine Re-
produktion dieses Bescheides sei leider nicht mehr möglich. Die Veranlagung der Klägerin 
habe sich aber nicht geändert. Alle Veranlagungsbescheide seit der Aufnahme des Unter-
nehmens in die Unfallversicherung am 1. April 1949 seien inhaltlich identisch. Dies lasse 
sich zweifellos u.a. anhand von Lohnnachweisen feststellen, da die Lohnnachweise der 
Veranlagung entsprächen.  
 
Die Klägerin entgegnete, die Behauptung, eine Reproduktion des Bescheides vom 
21.12.1998 sei nicht möglich, sei nicht glaubhaft. Außerdem handle es sich bei dem 
Schreiben der H. Versandservice GmbH nicht um einen Zustellungsnachweis. Die dortigen 
Angaben seien weder nachprüfbar noch nachvollziehbar. Zudem habe die Beklagte bis-
lang in dem umfangreichen Schriftwechsel über die Einstufung in die Gefahrtarife in kei-
nem einzigen Schreiben auf angebliche Veranlagungsbescheide vom 30. Dezember 1992 
und 21. Dezember 1998 verwiesen. Hierauf erwiderte die Beklagte, die Behauptung der 
Klägerin, die Veranlagungsbescheide vom 30. Dezember 1992 und vom 21. Dezember 
1998 seien ihr nie zugegangen, sei nicht glaubhaft. Einer förmlichen Zustellung bedürfe es 
nicht, alle anderen Postsendungen seien der Klägerin stets zugegangen. Da die Beklagte 
habe nachweisen können, dass der Veranlagungsbescheid vom 21.12.1998 an die Kläge-
rin versandt worden sei, genüge ein einfaches Bestreiten der Klägerin nicht, um die Ver-
mutung des § 37 Abs. 2 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) zu widerlegen. Vielmehr 
sei die substantiierte Darlegung eines atypischen Geschehensablaufs zu fordern. Die Ver-
anlagungsbescheide vom 21.12.1998 habe die Datenverarbeitungsabteilung auf einer 
Kassette gespeichert. Im März 2003 sei bei ihr ein neues Betriebssystem eingeführt wor-
den, eine Kassettenstation zum Einlesen dieser Daten sei nunmehr nicht mehr vorhanden. 
Dies habe zur Folge, dass die Aktenexemplare der Veranlagungsbescheide vom 
21.12.1998 nicht mehr erstellt werden könnten. Die Klägerin bestritt daraufhin weiter, die 
Veranlagungsbescheide erhalten zu haben. Sie führte aus, die Zugangsfiktion des § 37 
SGB X könne nur dann gelten, wenn die Behörde selbst den schriftlichen Verwaltungsakt 
der Post übergebe. Es könne und dürfe nicht ausreichen, hiermit eine Privatfirma zu be-
auftragen. 
 
Mit Urteil vom 31.01.2006 hob das SG die Bescheide vom 18.04.2000, 20.04.2001, 
22.04.2002 und die Säumniszuschlagsbescheide vom 16.01.2001und 16.01.2002 in der 
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.11.2002 sowie die Änderungsbescheide 
vom "26.06.2003" (gemeint ist der 26.09.2003) auf. Es entschied, der Klage sei in vollem 
Umfang stattzugeben, denn die angefochtenen Beitrags- und Säumnisbescheide seien, 
soweit Gegenstand des Verfahrens, rechtswidrig. Nicht Gegenstand des Klageverfahrens 
seien der Beitragsbescheid vom 22.04.2003, der Säumniszuschlagsbescheid vom 
21.01.2004 und der Beitragsbescheid vom 21.04.2004, weil die Voraussetzungen des § 96 
Sozialgerichtsgesetz (SGG) insoweit nicht vorlägen und für eine analoge Anwendung die-
ser Vorschrift kein Bedürfnis bestehe. Die streitgegenständlichen Bescheide seien rechts-
widrig, weil sie nicht auf einer wirksamen Veranlagung der Klägerin für den Gefahrtarif ab 
1. Januar 1999 beruhten. Das Bundessozialgericht (BSG) habe in seinem Urteil vom 12. 
Dezember 1985 (2 RU 45/84) entschieden, dass die durch einen Gefahrtarif geschaffene 
Konstante für die Beitragsberechnung zwischen der Berufsgenossenschaft und den ein-
zelnen Unternehmen nicht schon infolge der Beschlussfassung in der Vertreterversamm-
lung erfolge, sondern erst infolge der vorgeschriebenen Veranlagung zur Gefahrklasse 
wirksam werde. Dies bedeute, dass die im Gefahrtarif für die Tarifzeit enthaltene abstrakte 
Regelung durch den Veranlagungsbescheid, der dem einzelnen Unternehmen erteilt wer-
de, seine konkrete Gestalt erhalte. Unter Beachtung dieser rechtlichen Vorgabe hätte die 

http://www.google.de/search?q=�%2037%20Abs.%202%20Zehntes%20Buch%20Sozialgesetzbuch%20(SGB%20X
http://www.google.de/search?q=�%2037%20SGB%20X
http://www.google.de/search?q=�%2037%20SGB%20X
http://www.google.de/search?q=�%2096%20Sozialgerichtsgesetz%20(SGG
http://www.google.de/search?q=�%2096%20Sozialgerichtsgesetz%20(SGG
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Beklagte den Einwendungen gegen ihre Beitragsbescheide und die in ihnen vorgenom-
mene Umsetzung der Veranlagung allein mit dem Hinweis auf die Bestandskraft der Ver-
anlagungsbescheide begegnen können und auch müssen. Die streitgegenständlichen Be-
scheide seien rechtswidrig, wenn die Veranlagung gegenüber der Klägerin nicht wirksam 
geworden sei. Ungeachtet der Tatsache, dass sich der Veranlagungsbescheid für die Ta-
rifzeit ab 1. Januar 1999 nicht in den Akten der Beklagten befinde und auch nicht habe 
reproduziert werden können und deshalb sein Inhalt unklar bleibe, sei (seine Existenz un-
terstellt) eine Bekanntgabe dieses Bescheides nicht nachgewiesen. Bereits die Vorausset-
zungen für die Zugangsfiktion lägen nicht vor. Der Bescheid befinde sich nicht in den Ak-
ten. Ein durch Handzeichen bestätigter Vermerk über den Tag der Aufgabe zur Post fehle 
ebenso. Nicht ausreichend sei hier die pauschale Bestätigung der mit der Kuvertierung 
und Frankierung beauftragten Firma und die ohne Bezug zum konkreten Veranlagungsbe-
scheid vorgelegte Liste von Mitgliedsunternehmen. Aus diesen beiden Unterlagen lasse 
sich bereits mangels Bezug zueinander nicht zweifelsfrei erkennen, dass der für die Kläge-
rin ausgestellte Veranlagungsbescheid tatsächlich an den Versandservice weitergeleitet 
und von ihm tatsächlich bei der Post aufgegeben worden sei. Selbst wenn man die Aufga-
be zur Post unterstelle, sei der Zugang in den Machtbereich der Klägerin nicht zweifelsfrei. 
Dieser Zugang werde von der Klägerin bestritten. Den Beweis des Zugangs, der bei be-
stehendem Zweifel erforderlich sei, habe die Beklagte nicht erbracht. Nachdem die Bei-
tragsbescheide in vollem Umfang aufzuheben gewesen seien, hätten die ebenfalls ange-
fochtenen Säumniszuschlagsbescheide keinen Bestand und seien ebenfalls aufzuheben. 
Den Streitwert setzte das SG auf 56.000,- EUR fest.  
 
Gegen das ihr am 13.02.2006 zugestellte Urteil des SG hat die Beklagte am 06.03.2006 
Berufung eingelegt. Die Klägerin hat in der mündlichen Verhandlung vom 30.08.2007 er-
klärt, sie lege gegen diejenigen Bescheide, die das SG nicht gemäß § 96 SGG einbezo-
gen und über die es deshalb nicht entschieden habe, keine Anschlussberufung ein. 
 
Die Beklagte hat - teilweise wiederholend - vorgetragen, für die Klägerin in der Zeit vom 
01.04.1949 bis zum 31.12.2004 zuständig gewesen zu sein und für die jeweils gültige Ge-
fahrtarifperiode Veranlagungen ausgesprochen zu haben. Bei der Betriebsprüfung vom 
15.06.1999 sei festgestellt worden, dass die Klägerin die Arbeitsentgelte nicht vollständig 
nachgewiesen habe. Deswegen habe man für die Jahre 1994 bis 1997 Beiträge nacher-
hoben und den Beitrag für 1998 neu berechnet. Erst der Bescheid vom 21.06.1999 sei 
Anlass zu Auseinandersetzungen mit der Klägerin gewesen; nicht richtig sei dagegen, 
dass sich die Klägerin bereits seit Beginn der 90er Jahre gegen Veranlagungen zur Wehr 
setze. Die Klägerin habe erst nach dem Hinweis des Vorsitzenden im Termin zur mündli-
chen Verhandlung vor dem SG am 25.02.2005 geltend gemacht, die Veranlagungsbe-
scheide nicht erhalten zu haben. Vorher habe sie dies nie gerügt. Außerdem habe die Klä-
gerin mit ihrem Antrag auf Änderung der Veranlagung und ihrem Vortrag im Schriftsatz 
vom 24.01.2000, die Veranlagung zu einer zu hohen Gefahrklasse sei von ihr nicht zu ver-
treten, deutlich gemacht, dass ihr die Veranlagung bekannt sei. Da die ebenfalls von der 
Klägerin erwähnte Bestimmung des § 160 Abs. 2 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
VII) die Aufhebung eines Veranlagungsbescheides regle, lasse sich daraus nur schließen, 
dass die Klägerin den Veranlagungsbescheid vom 21.12.1998 erhalten habe. Hätte sie 
den Veranlagungsbescheid für die Gefahrtarifperiode ab 1. Januar 1999 nicht erhalten, so 
hätte sie dies zu diesem Zeitpunkt bei der Beklagten sicherlich beanstandet. Außerdem 
habe die Klägerin in ihrem Schriftsatz vom 07.02.2000 ausgeführt, dass die durch die Be-
klagte vorgenommene Veranlagung falsch angesetzt worden sei. Man müsse fragen, wo-
her der Klägerin die Veranlagung ihres Unternehmens bekannt gewesen sein sollte, wenn 
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sie die Veranlagungsbescheide nicht erhalten habe. Der Klägerin sei bekannt, dass die 
Beklagte die Unternehmen für die Tarifzeit nach dem Gefahrtarif zu den Gefahrklassen 
veranlage und dass sie darüber einen Bescheid erteile. Dies sei in der seit 1. Januar 1998 
gültigen Satzung der Beklagten geregelt. Die Satzung und die Gefahrtarife ab 1. Januar 
1993 und ab 1. Januar 1999 seien der Klägerin am 08.06.2000 verschickt worden. Den 
Erhalt dieser Unterlagen habe die Klägerin mit ihrem Schreiben vom 02.03.2000 bestätigt. 
Die Zugangsfiktion des § 37 SGB X verlange nicht, dass die Behörde ihre Verwaltungsak-
te selbst zur Post aufgebe. Ein durch Handzeichen bestätigter Vermerk über den Tag der 
Aufgabe zur Post sei nicht erforderlich, da die Beklagte nachgewiesen habe, dass der 
Veranlagungsbescheid zur Post aufgegeben worden sei. Bemerkenswert sei ferner, dass 
die Klägerin alle anderen Bescheide erhalten habe. Ihre Behauptung, den Veranlagungs-
bescheid vom 21.12.1998 nicht erhalten zu haben, sei nicht glaubhaft. Die Beklagte hat u. 
a. den Gefahrtarif ab 1. Januar 1999, ihre ab 1. Januar 1998 gültige Satzung, ein Muster-
exemplar für einen Veranlagungsbescheid vorgelegt, sowie den Aktenvermerk über die 
Besprechung vom 23.09.2003, aus dem sich ergebe, dass der Klägerin die Veranlagung 
ihres Unternehmens bekannt gewesen sei. Auch die Höhe des vom SG festgesetzten 
Streitwerts sei zu beanstanden.  
 
Die Beklagte beantragt,  
 
das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom 31. Januar 2006 aufzuheben und die Klage 
abzuweisen, hilfsweise die Revision zuzulassen.  
 
Die Klägerin beantragt,  
 
die Berufung der Beklagten zurückzuweisen.  
 
Sie hat ausgeführt, es treffe nicht zu, dass der Beitragsbescheid vom 21.06.1999 der un-
mittelbare Auslöser der Beanstandung der Veranlagung gewesen sei. Vielmehr sei dies 
schon zuvor und seit Jahren ständiges Thema bei Gesprächen zwischen der Beklagten 
und ihr gewesen. Dies könne der bei der Beklagten tätige Mitarbeiter H. bestätigen. Be-
reits im Jahr 1997 habe man die Unternehmensberatung S. wegen der Probleme mit der 
Beklagten konsultiert. Die dort tätige Mitarbeiterin R. sei in dem Zeitraum, als der angebli-
che Veranlagungsbescheid vom 21.12.1998 zugegangen sein solle, bei ihr im Büro tätig 
gewesen. Sie könne bestätigen, dass ein solcher Veranlagungsbescheid in den Weih-
nachtsfeiertagen 1998 bis zum Jahresende 1998 weder eingegangen noch ihr vorgelegt 
worden sei. Richtig sei zwar, dass sie die fehlenden Veranlagungsbescheide vor der 
mündlichen Verhandlung vom 25.02.2005 nicht gerügt habe. Deren Vorhandensein habe 
sie bis dahin aber nicht geprüft, weil hierzu keine Veranlassung bestanden habe, nachdem 
solche Bescheide überhaupt nicht vorgelegen hätten. Aus ihrem Schriftsatz vom 
24.01.2000 gehe auch nicht hervor, dass ihr die Veranlagung bekannt gewesen sei. Die-
ses Schreiben habe die damals bei ihr tätige Mitarbeiterin Richter angefertigt, nachdem sie 
im Gesetz nachgelesen habe. Deshalb sei § 160 Abs. 2 SGB VII zitiert worden. Frau R. 
habe sich dabei keine Gedanken darüber gemacht, ob und wann der letzte Veranlagungs-
bescheid gekommen sei. Als juristischer Laie habe sie nicht gewusst, wann und in welcher 
Form ein Veranlagungsbescheid bekanntgegeben werde. Ihr schriftsätzlicher Vortrag, die 
Veranlagung sei falsch angesetzt, habe sich daraus ergeben, dass die Beklagte ihrerseits 
in ihren Schriftsätzen von einer Veranlagung gesprochen habe.  
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Auf Anforderung des Senats hat die Beklagte noch den Beitragsbescheid vom 20.04.2005 
für das Jahr 2004 und die Säumniszuschlagsbescheide vom 16.01.2003, 13.02.2003, 
21.01.2004 und vom 17.01.2005 vorgelegt.  
 
Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vortrags der Beteiligten wird 
auf den Inhalt der Akten der Beklagten und der Gerichtsakten beider Instanzen verwiesen. 
 
Entscheidungsgründe 
 
Die gem. §§ 143, 144 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthafte sowie form- und frist-
gerecht eingelegte Berufung der Beklagten ist zulässig (§ 151 Abs. 1 SGG).  
 
Aufgrund der Berufung der Beklagten sind Streitgegenstand des Berufungsverfahrens die 
Beitragsbescheide vom 18.04.2000, 20.04.2001 und vom 22.04.2002 sowie die Säumnis-
zuschlagsbescheide vom 16.01.2001 und 16.01.2002, alle in der Gestalt des Wider-
spruchsbescheids vom 12.11.2002, die Säumniszuschlagsbescheide ferner in Gestalt der 
Änderungsbescheide vom 26.09.2003. Dass im Tenor des angefochtenen Urteils das Da-
tum der letztgenannten Bescheide mit "26.06.2003" angegeben wird, ist unschädlich, da 
es sich hierbei um ein offenkundiges Schreibversehen handelt. Unschädlich ist ferner, 
dass im Tenor der Säumniszuschlagsbescheid vom 16.01.2001 nicht aufgeführt wird. 
Dass das SG auch hierüber entschieden hat, ergibt sich aus der aktenkundigen Nieder-
schrift vom 31.01.2006 über die Entscheidung ohne mündliche Verhandlung sowie aus 
dem zweiten Absatz der Entscheidungsgründe, die zur Auslegung des Tenors mit heran-
zuziehen sind.  
 
Die Beitragsbescheide vom 22.04.2003, 21.04.2004 und 20.04.2005, letzterer in der Ges-
talt des Bescheids vom 19.09.2005 sowie die Säumniszuschlagsbescheide vom 
16.01.2003 in der Gestalt des Bescheids vom 13.02.2003, vom 21.01.2004 und vom 
17.01.2005 sind hingegen nicht Streitgegenstand des Berufungsverfahrens geworden, weil 
die Klägerin dagegen, dass das SG hierüber entgegen der Rechtsprechung des BSG (vgl. 
BSGE 18, 93, 94; BSG vom 14.12.1999 - B 2 U 48/98 R, veröffentlicht in Juris; BSGE 92, 
190 ff.) nicht entschieden hat, keine Anschlussberufung eingelegt hat. Ebenso wenig wur-
den die Beitrags- und Säumniszuschlagesbescheide für den vorangegangenen Veranla-
gungszeitraum vom 01.01.1993 - 31.12.1998 Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens, 
weil diese bestandkräftig geworden sind, nachdem die Klägerin ihre Klage S 6 U 2384/00 
vor dem SG zurückgenommen hatte.  
 
In der Sache erweist sich die Berufung der Beklagten als unbegründet. Denn die der Klä-
gerin erteilten Beitragsbescheide beruhen nicht auf einer wirksamen Veranlagung der Klä-
gerin nach dem für die Zeit vom 01.01.1999 bis 31.12.2004 gültig gewesenen Gefahrtarif 
der Beklagten zu den einzelnen Gefahrklassen. Gemäß § 157 Abs. 1 SGB VII setzt der 
Unfallversicherungsträger als autonomes Recht einen Gefahrtarif fest. In dem Gefahrtarif 
sind zur Abstufung der Beiträge Gefahrklassen festzustellen. Der Gefahrtarif wird nach 
Tarifstellen gegliedert, in denen Gefahrengemeinschaften nach Gefährdungsrisiken unter 
Berücksichtigung eines versicherungsmäßigen Risikoausgleichs gebildet werden (157 
Abs. 2 Satz 1 SGB VII). Der Unfallversicherungsträger veranlagt die Unternehmen für die 
Tarifzeit nach dem Gefahrtarif zu den Gefahrklassen (§ 159 Abs. 1 Satz 1 SGB VII). § 160 
SGB VII, der die Voraussetzungen festlegt, unter denen eine Veranlagung aufgehoben 
bzw. abgeändert werden kann, verwendet ausdrücklich den Begriff "Veranlagungsbe-
scheid". Daraus ergibt sich, dass die Veranlagung nach § 159 Abs. 1 SGB VII durch 
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schriftlichen Verwaltungsakt zu erfolgen hat, der für die gesamte Dauer des Gefahrtarifs 
wirksam bleibt, die gemäß § 157 Abs. 5 SGB VII höchstens 6 Kalenderjahre beträgt. Der 
zu entrichtende Beitrag errechnet sich aus den zu berücksichtigenden Arbeitsentgelten, 
den Gefahrklassen und dem Beitragsfuß (§ 167 Abs. 1 SGB VII). Der Unfallversicherungs-
träger teilt den Beitragspflichtigen den von ihnen zu zahlenden Beitrag schriftlich mit (§168 
Abs. 1 SGB VII). Auch insoweit handelt es sich um einen Verwaltungsakt, zu dessen Ver-
fügungssatz jedoch nicht die Veranlagung des Unternehmens zu den einzelnen Gefahr-
klassen gehört. Dies ergibt sich zweifelsfrei aus der Vorschrift des zitierten § 159 Abs. 1 
SGB VII, wonach die Veranlagung für die gesamte Dauer des Tarifvertrags in einem be-
sonderen Veranlagungsbescheid als "Grundlagenbescheid" geschlossen zu erfolgen hat 
und mittelbar auch aus § 168 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII, wonach der Beitragsbescheid mit Wir-
kung für die Vergangenheit zuungunsten des Beitragspflichtigen nur dann aufgehoben 
werden darf, wenn die Veranlagung des Unternehmens zu den Gefahrklassen nachträg-
lich geändert wird. Zutreffend hat das BSG in seiner Entscheidung vom 12.12.1985 - 2 R 
U 45/84 (SozR 2200 § 734 Nr. 4) ausgeführt, die durch die Satzung - den Gefahrtarif - der 
Träger der gewerblichen Unfallversicherung geschaffene Konstante für die Beitragsbe-
rechnung werde zwischen der Berufsgenossenschaft und dem einzelnen Unternehmen 
nicht schon infolge der Beschlussfassung in der Vertreterversammlung, sondern vielmehr 
erst infolge der vorgeschriebenen Veranlagung zur Gefahrklasse wirksam. Dies bedeute, 
dass die im Gefahrtarif für die Tarifzeit enthaltene abstrakte Regelung durch den Veranla-
gungsbescheid, der dem einzelnen Unternehmen erteilt werde, seine konkrete Gestalt er-
halte und dass die verbindliche Veranlagung zur Gefahrklasse bei der Beitragsberechnung 
einerseits von der Berufsgenossenschaft berücksichtigt werden müsse und andererseits 
von dem Unternehmen nicht mehr in Frage gestellt werden könne; denn insoweit werde 
durch die Veranlagung auf Zeit - Tarifzeit - Klarheit geschaffen. Diese Grundsätze, die das 
BSG zum Recht der Reichsversicherungsordnung (RVO) aufgestellt hat, gelten ebenso für 
die Rechtslage nach In-Kraft-Treten des SGB VII am 01.01.1997 weil das Verhältnis von 
Veranlagungsbescheid und Beitragsbescheid (§ 159 Abs. 1, § 168 Abs. 1 SGB VII) heute 
kein anderes ist als unter der Geltung der Reichsversicherungsordnung (vergleiche inso-
weit § 734 Abs. 1 und 746 Abs. 1 RVO).  
 
Ebenso wie das SG folgert der Senat aus dem beschriebenen Verhältnis von Veranla-
gungs- und Beitragsbescheiden, dass eine wirksame Veranlagung des Unternehmens zu 
den Gefahrklassen unbedingte Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit der zu erhebenden 
Beiträge ist. Hier ist keine wirksame Veranlagung erfolgt. Ein Verwaltungsakt wird gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, in dem Zeitpunkt 
wirksam, in dem er ihm bekannt gegeben wird (§ 39 Abs. 1 Satz 1 SGB X). Ein Verwal-
tungsakt ist demjenigen Beteiligten bekanntzugeben, für den er bestimmt ist oder der von 
ihm betroffen ist (§ 37 Abs. 1 Satz 1 SGB X). Ein schriftlicher Verwaltungsakt gilt bei der 
Übermittlung durch die Post im Inland am dritten Tag nach der Aufgabe zur Post als be-
kannt gegeben. Dies gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu einem späteren 
Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat die Behörde den Zugang des Verwaltungsaktes 
und den Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen (§ 37 Abs. 2 SGB X).  
 
Im vorliegenden Fall ist schon nicht nachgewiesen, dass für die Tarifzeit ab 01.01.1999 ein 
Veranlagungsbescheid gefertigt wurde und welchen Inhalt er gegebenenfalls hatte. Ein 
solcher Bescheid befindet sich nämlich weder in den in Papierform geführten Verwal-
tungsakten der Beklagten, noch konnte er aus der elektronisch geführten Akte reproduziert 
werden. Ebenso wenig konnte die Beklagte eine Bekanntgabe des behaupteten Veranla-
gungsbescheids nachweisen. Von der Möglichkeit, den Veranlagungsbescheid durch Ein-
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schreiben oder mit Postzustellungsurkunde zu übersenden, hat sie keinen Gebrauch ge-
macht. Nach ihren eigenen Einlassungen hat sie sich für die Übersendung durch einfa-
chen Brief auf dem Postwege entschieden. Trotzdem kommt ihr die Vermutung des § 37 
Abs. 2 Satz 1 SGB X nicht zugute. Die genannte Vorschrift setzt voraus, dass der Versi-
cherungsträger den Verwaltungsakt unmittelbar bei der Post aufgibt, wobei hier offen blei-
ben kann, ob dieser Vorgang zumindest durch Handzeichen in der Verwaltungsakte belegt 
sein muss. Im vorliegenden Fall hat die Beklagte jedoch die B. H. Versandservice GmbH 
damit beauftragt, sämtliche 22.318 Veranlagungsbescheide vom 21.12.1998 einzukuver-
tieren und frankiert bei einem Postamt aufzugeben. Gegenüber dem in § 37 Abs. 2 SGB X 
vorausgesetzten Sachverhalt verlängerte sich hierdurch die Übermittlungskette mit der 
Folge, dass Sendungen nicht nur nach der Aufgabe zur Post verloren gehen konnten, 
sondern auch zwischen dem Zeitpunkt, in dem sie den Einflussbereich der Beklagten ver-
ließen, und dem Zeitpunkt der Aufgabe bei der Post. Mit dem vorgelegten "Zustellungs-
nachweis" der B. H. Versandservice GmbH vom 23.12.1998 hat die Beklagte im Übrigen 
nicht nachgewiesen, dass gerade der für die Klägerin bestimmte Veranlagungsbescheid 
ordnungsgemäß auf den Postweg gebracht worden ist. Der von der Beklagten vorgelegte 
Auszug aus ihrer Aufstellung "Mitgliedsnummern aller verschickten Bescheide, Anzahl 
22318", der auch die Mitgliedsnummer der Klägerin (3824855) enthält, ist auch im Zu-
sammenhang mit der pauschalen Bestätigung der B. H. Versandservice GmbH vom 
23.12.1998 nicht geeignet, als Nachweis der Absendung zu dienen. Treffend hat das SG 
dies mit den Worten zum Ausdruck gebracht: " Aus diesen beiden Unterlagen lässt sich 
bereits mangels Bezug zueinander nicht zweifelsfrei erkennen, dass der für die Klägerin 
ausgestellte Veranlagungsbescheid tatsächlich an den Versandservice weitergeleitet und 
von ihm tatsächlich bei der Post aufgegeben wurde".  
 
Selbst wenn man die Aufgabe zur Post als nachgewiesen ansehen wollte, wäre der Zu-
gang eines Veranlagungsbescheids im Machtbereich der Klägerin nicht nachgewiesen. 
Die Vermutung des § 37 Abs. 2 Satz 1 SGB X kommt jedenfalls deshalb nicht zum Tra-
gen, weil im Sinne des § 37 Abs. 2 Satz 2 2. Halbsatz SGB X Zweifel am Zugang des Ver-
anlagungsbescheids besteht. In Literatur und Rechtssprechung ist umstritten, ob bei dem 
behaupteten Nichtzugang im Sinne des § 37 Abs. 2 Satz 2 SGB X das bloße bzw. pau-
schale Bestreiten des Zugangs ausreicht um Zweifel zu wecken (so insbesondere das 
Hessische Landessozialgericht in den Urteilen vom 19.09.2005 - L 9 AL 81/04 und vom 
09.03.2005 - L 6 AL 1276/03, beide veröffentlicht in Juris, mit umfangreichen Nachweisen 
insbesondere aus der Rechtssprechung des Bundesfinanzhofs, ebenso Krasney in 
KassKomm, Stand August 2004, § 37 SGB X Randnummer 6; Hauck-Noftz, SGB X, § 37 
Randnummer 18), oder ob es sich um einen "berechtigten Zweifel" handeln muss (so 
BVerwG, Beschluss vom 24.04.1987; 5 B 132/86; Engelmann in von Wulfen, SGB X, 4. 
Auflage 2001, § 37 Randnummer 13) oder ob der Adressat den Zugang substantiiert 
bestreiten muss. Nach Auffassung des Senats kann bei behauptetem Nichtzugang kein 
substantiiertes Bestreiten verlangt werden, weil man damit dem Adressaten eines Verwal-
tungsakts etwas ihm tatsächlich Unmögliches zumutet, nämlich etwas Konkretes dafür 
darzulegen, dass etwas nicht geschehen ist. Wer einen Brief nicht erhält, hat keinerlei 
Möglichkeiten, über das Bestreiten des Zugangs hinaus darzutun, dass er ihn nicht erhal-
ten habe (Hessisches LSG vom 19.09.2005 - L 9 AL 81/04). Schließlich ist auch zu beach-
ten, dass das mögliche Ziel seitens der Verwaltung, zur Vereinfachung und Kosteneinspa-
rung möglichst weitgehend auf förmliche Zustellungen zu verzichten, nicht zu einer hier-
durch entstehenden Verschlechterung der Rechtsverfolgung auf Seiten des Empfängers 
führen darf (vgl. Hessisches LSG Urteil vom 09.03.2005 - L 6 AL 1276/03).  
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Schließlich liegen im vorliegenden Fall auch keine Umstände vor, aufgrund deren der Zu-
gang eines Veranlagungsbescheids im Wege der freien Beweiswürdigung als nachgewie-
sen angesehen werden könnte, wie dies in dem der Entscheidung des 1. Senats des LSG 
Baden-Württemberg vom 23.04.2004 - L 1 KG 3408/02 (veröffentlicht in Juris) zu Grunde 
liegenden Sachverhalt der Fall war. Hierfür reicht es nicht aus, dass die Klägerin erst nach 
dem Hinweis des Vorsitzenden im Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem SG am 
25.02.2005 geltend gemacht hat, den Veranlagungsbescheid nicht erhalten zu haben. 
Nach der Erfahrung des Senats kommt es durchaus vor, dass nicht nur Naturparteien, 
sondern auch Rechtsanwälte in Rechtsstreitigkeiten, die ausschließlich um die Rechtmä-
ßigkeit von Beitragsbescheiden geführt werden, geltend machen, ein Unternehmen müsse 
zu anderen Gefahrklassen des Gefahrtarifs veranlagt werden. So hat auch die anwaltlich 
vertretene Klägerin im vorliegenden Rechtsstreit argumentiert. Hieraus kann jedoch nicht 
der Schluss gezogen werden, ihr müsse der Veranlagungsbescheid zugegangen sein, da 
auch sämtlichen Beitragsbescheiden zu entnehmen war, welchen Unternehmenszweigen 
und welchen Gefahrklassen das Unternehmen zugeordnet wurde. Entsprechende Anga-
ben sind zur Begründung von Beitragsbescheiden schon deshalb notwendig, weil den ver-
schiedenen Gefahrklassen jeweils bestimmte Lohnsummen zuzuordnen sind. Hierbei 
handelt es sich jedoch um reine Begründungselemente der Beitragsbescheide, die nicht 
zum Verfügungssatz gehören, da über die Veranlagung - wie dargelegt - ausschließlich 
durch den Veranlagungsbescheid gem. § 159 Abs. 1 SGB VII entschieden wird. Auch die 
Beklagte hat die Klägerin hierauf nicht hingewiesen, obwohl sie dazu Anlass gehabt hätte. 
Im Widerspruchsbescheid vom 12.11.2002 hat die Beklagte nicht wie geboten auf die Be-
standskraft des Veranlagungsbescheids für die Gefahrtarifperiode ab 01.01.1999 hinge-
wiesen, sondern Ausführungen zu der Frage gemacht, ob bestimmte Abteilungen der Klä-
gerin als Neben- oder als Hilfsunternehmen anzusehen seien und ob eine Neuveranla-
gung möglich sei. Diese Ausführungen stellen jedoch nur Hilfserwägungen dar, welche die 
Widerspruchsentscheidung nicht tragen. Die Ablehnung einer Neuveranlagung kann in 
dem Widerspruchsbescheid schon deshalb nicht gesehen werden, weil nicht angenom-
men werden kann, die Widerspruchsstelle habe eine Entscheidung treffen wollen, für die 
sie nicht zuständig war und weil sie durch den Tenor des Widerspruchsbescheids hinrei-
chend deutlich gemacht hat, dass sie ausschließlich über die Widersprüche der Klägerin 
gegen die im Tenor des Widerspruchsbescheids aufgeführten (Beitrags- und Säumniszu-
schlags-) Bescheide entschieden hat. Im Hinblick darauf ist verständlich, dass auch die 
Klägerin trotz anwaltlicher Vertretung zunächst nicht erkannt hat, dass der Zugang eines 
Veranlagungsbescheids essenzielle Rechtmäßigkeitsvoraussetzung für die angefochtenen 
Beitragsbescheide war.  
 
Der Schriftsatz der Klägerin vom 24.01.2000 lässt entgegen der Auffassung der Beklagten 
nicht den Schluss zu, der Klägerin müsse ein Veranlagungsbescheid vom 21.12.1998 für 
die Gefahrtarifperiode ab 01.01.1999 zugegangen sein. Wie ausgeführt konnte die Kläge-
rin jeweils der Begründung der Beitragsbescheide ihre Veranlagung zu den einzelnen Ge-
fahrklassen entnehmen. Dass sie die Bestimmung des § 160 Abs. 2 SGB VII erwähnt hat, 
hat die Klägerin schlüssig dadurch erklärt, dass ihre freie Mitarbeiterin Frau R. einen Blick 
in das Gesetz geworfen habe. Dass die Beklagte der Klägerin mit Schreiben vom 
08.06.2000 ihre Satzung und die Gefahrtarife ab 01.01.1993 und ab 01.01.1999 versandt 
hat - bestätigt durch das Schreiben der Klägerin vom 02.03.2000 - erlaubt nur den 
Schluss, dass der Klägerin von diesem Zeitpunkt an die einzelnen Gefahrklassen des Ge-
fahrtarifs bekannt waren, nicht jedoch, dass ihr ein Veranlagungsbescheid zugegangen 
sein müsse. Dasselbe gilt für den von der Beklagten vorgelegten Aktenvermerk vom 
23.09.2003 über die an diesem Tag mit dem Kläger und seinem Prozessbevollmächtigten 
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geführte Besprechung. Dafür, dass dem Kläger bei dieser Besprechung "ein Veranla-
gungsbescheid mündlich erteilt" worden sei, erkennt der Senat keinerlei Anhalt. Hierfür 
wäre nämlich erforderlich gewesen, dass die Beklagte gegenüber der Klägerin zum Aus-
druck gebracht hätte, durch einen konstitutiven Willensakt ihre Veranlagung (neu) regeln 
zu wollen. Dass die Beklagte dies gerade ablehnte, ergibt sich klar aus dem fünften Ab-
satz des Aktenvermerks, in dem ausgeführt wird, der Anwalt habe in der Folge versucht, 
sie zu überreden, außerhalb des anhängigen Sozialgerichtsverfahrens rückwirkend eine 
Zugunsten-Veranlagung für seine Mandantin durchzuführen.  
 
Da nach alledem die Aufhebung der streitgegenständlichen Beitragsbescheide durch das 
SG nicht zu beanstanden ist, gilt dies auch hinsichtlich der Säumniszuschlagsbescheide 
vom vom 16.01.2001, 16.01.2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 
12.11.2002 und der Änderungsbescheide vom 26.09.2003.  
 
Die Kostenentscheidung beruht auf § 197 a SGG in Verbindung mit den §§ 161 Abs. 1 und 
§ 154 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Nach § 52 Abs. 1 des Gerichtskostenge-
setzes (GKG) in der ab 01.07.2004 geltenden Fassung des Artikel 1 des Kostenrechtsmo-
dernisierungsgesetzes vom 05.05.2004 (BGBl. I, S. 718), die hier gemäß § 72 Nr. 1 GKG 
anzuwenden ist, weil die Berufung nach dem 01.07.2004 eingelegt worden ist, ist in Ver-
fahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit der Streitwert, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, nach der sich aus dem Antrag des Klägers für ihn ergebenden Bedeutung 
der Sache nach Ermessen zu bestimmen. Betrifft der Antrag eine bezifferte Geldleistung 
oder einen hierauf gerichteten Verwaltungsakt, ist - bis zu einer Obergrenze von 2.500.000 
EUR (§ 52 Abs. 4 GKG) - deren Höhe maßgebend (§ 52 Abs. 3 GKG). Im vorliegenden 
Berufungsverfahren wurde um die Beitragsbescheide für die Jahre 1999 bis 2001 gestrit-
ten, mit denen die Beklagte von dem Kläger Beiträge in der Gesamthöhe von 135.600,13 
EUR gefordert hat. Anders als im Rechtsstreit, in dem um eine Veranlagung gem. § 159 
SGB VII gestritten wird, lässt sich in Beitragsstreitigkeiten das wirtschaftliche Interesse des 
beitragspflichtigen Unternehmens betragsmäßig beziffern. Hierbei kann nicht berücksich-
tigt werden, ob die Beklagte die Möglichkeit hat, dem Kläger jetzt noch einen Veranla-
gungsbescheid über die Gefahrtarifperiode von 1999 bis 2004 sowie hierauf gestützt neue 
Beitragsbescheide zu erteilen.  
 
Die Kosten der Säumniszuschläge sind in entsprechender Anwendung des § 43 Abs. 1 
GKG ("Zinsen") bei der Festsetzung des Streitwerts nicht zu berücksichtigen.  
 
Die Streitwertfestsetzung des SG für das erstinstanzliche Verfahren war gemäß § 63 Abs. 
3 GKG abzuändern. Wie oben dargelegt dürfen die Säumniszuschläge im Hinblick auf 
§ 43 Abs. 1 GKG nicht berücksichtigt werden. Die Beitragsforderungen sind ferner nach 
§ 52 Abs. 3 GKG in voller Höhe zu berücksichtigen. In seiner Kostenentscheidung ist das 
SG zu Unrecht davon ausgegangen, Gegenstand des Rechtsstreits sei die Zuordnung 
einzelner Betriebsteile zu anderen Gefahrklassen (Auszubildende, Schlosserei, Verpa-
ckung/Produktionsfertigung). Hierüber hätte jedoch nur im Rahmen eines Rechtsstreits um 
die Rechtmäßigkeit eines Veranlagungsbescheids gemäß § 159 Abs. 1 SGB VII 
entschieden werden können.  
 
Dem Hilfsantrag der Beklagten auf Zulassung der Revision war nicht zu entsprechen. Auf 
die - in der Tat noch klärungsbedürftige - Frage, ob in den Fällen des § 37 Abs. 2 Satz 2, 
zweiter Halbsatz SGB X "berechtigte Zweifel" beziehungsweise ein "substantiiertes 
Bestreiten" zu fordern ist, kam es nicht an, weil wie oben dargelegt hier nicht einmal nach-
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gewiesen ist, dass ein Veranlagungsbescheid für die Tarifzeit ab 01.01.1999 gefertigt wor-
den ist und welchen Inhalt er gegebenenfalls hatte. Weil die Klägerin keine Anschlussbe-
rufung eingelegt hat, bestand auch keine Möglichkeit, dem BSG Gelegenheit zu geben, 
seine Rechtsprechung zur entsprechenden Anwendung des § 96 SGG auf Beitragsbe-
scheide im Hinblick auf das durch das 6. SGG-Änderungsgesetz eingeführte neue Kosten-
recht zu überprüfen.   
 


